
 

 

Als am 23.04.1980, dem vorletzten Mittwoch eines viel zu kalten Aprils, das 
Gründungsprotokoll des Vereins zur Förderung der Sonderabfallwirtschaft Regi-
on Rhein-Wupper e. V. von den Bevollmächtigten der Städte Düsseldorf, Kre-
feld, Mönchengladbach, Neuss, Remscheid, Solingen und der Kreise Kleve, 
Mettmann, Neuss und Viersen unterzeichnet wurde, dachte vermutlich niemand 
daran, dass dies der Beginn einer nunmehr 30-jährigen Vereinsgeschichte sein 
wird. Einer erfolgreichen Vereinsgeschichte. 

Alles begann mit einer Rundverfügung des 
Düsseldorfer Regierungspräsidenten an die 
Oberkreisï und Oberstadtdirektoren vom 
26.01.1978. Diese wurden aufgefordert, ihre 
Vorstellungen über die künftige geordnete Ent-
sorgung von Sonderabfällen mitzuteilen. Allen 
war klar, dass die sich abzeichnenden Entsor-
gungsprobleme für die industriellen Sonderab-
fallmengen der Ballungszentren an Rhein, Ruhr 
und Wupper nur überregional gelöst werden 
können. 

Die Kreise, die rings um die Ballungszentren Flächen für Entsorgungsanlagen 
bereitstellen konnten, wollten aber nicht nur als Deponieraum für die Stadt die-
nen und so musste man sich für einen fairen Interessenausgleich zusammen-
setzen. Ganz einfach war das nicht, wie aus den Aufzeichnungen dieser Zeit 
hervorgeht. Aber am Ende stand die Gründung des Vereins. 

In den folgenden Jahren folgten weitere Beitritte in den Verein, u. a. die 3 In-
dustrieï und Handelskammern Düsseldorf, Wuppertal-Solingen-Remscheid und 
Mittlerer Niederrhein. Heute gehören dem Verein bis auf die Stadt Oberhausen 
alle kreisfreien Städte und Kreise im Regierungsbezirk Düsseldorf sowie die 
Städte Neuss und Velbert mit über 5 Mio. Einwohnern und ca. 200.000 Unter-
nehmen an.  

Am 29.04.2010 feierte der Verein sein 30-jähriges Bestehen mit mehr als 100 
Teilnehmern im Ernst-Schneider-Saal der IHK Düsseldorf mit einem Symposi-
um unter der Fragestellung, wie die novellierte Abfallrahmenrichtlinie unsere 
Arbeit verändern wird. Der Vereinsvorsitzende, Hans-Joachim Berg (Foto), 
spannte in seinem Beitrag den Bogen von der Geschichte über die Gegenwart 
in die Zukunft und erläuterte an Beispielen aus der Vereinsarbeit die Schritte 
von der Abfallwirtschaft zur integrierten Ressourcenwirtschaft. 

Nach ihm ergriffen Otto Huter vom Deutschen Städtetag, Prof. Sabine Flamme 
von der Fachhochschule Münster und Ulrich Koch vom VKS im VKU das Wort.  

Näheres zu diesen Beiträgen finden Sie im Innenteil. 

 

(Foto: Hans-J¿rgen Serwe) 
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Symposium ñ 30 Jahre AWRW  

Anlässlich des 30-jährigen Vereinsbestehens fand am 29.04.2010 im Ernst-
Schneider-Saal der IHK D¿sseldorf ein Symposium mit dem Titel ĂVon der Abfall-
wirtschaft zur integrierten Ressourcenwirtschaft ð Wie wird die novellierte EG-
Abfallrahmenrichtlinie unsere Arbeit verªndern?ñ statt.  

Über 100 Teilnehmer aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung hörten dazu die Bei-
träge des Vereinsvorsitzenden, Hans-Joachim Berg, sowie von Otto Huter, Prof. 
Sabine Flamme und Ulrich Koch. 

Otto Huter widmete sich in seinem Beitrag vor allem dem BMU-Arbeitsentwurf des 
neuen Kreislaufwirtschaftsgesetzes und stellte hier besonders heraus, dass die im 
Gesetzentwurf vorgesehene Wertstofftonne unabdingbar in die kommunale Hand 
gehört. Kritisch äußerte sich Otto Huter zu den Regelungen zur gewerblichen 
Sammlung von Abfällen, die im Gesetzentwurf deutlich hinter die Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichtes vom 18.06.2009 zurückfallen.  

Von der Abfallwirtschaft zur Ressourcenwirtschaft  

Frau Prof. Sabine Flamme näherte sich dem Thema des Symposiums von der 
technisch-naturwissenschaftlichen Seite und konzentrierte sich auf die Rolle des 
ĂUrban Miningñ beim Klimaï und Ressourcenschutz. Neben den ºkologischen Mo-
tiven einer umfassenden stofflichen oder energetischen Nutzung von Abfällen 
sprechen auch wirtschaftliche Aspekte immer stärker dafür. So erzielt allein die 
deutsche Volkswirtschaft durch den Einsatz von Sekundärrohstoffen jährliche Ein-
sparungen in Höhe von ca. 5,2 Mrd. Euro. Während die Nutzung kurzfristiger ur-
baner Lagerð wie Abfälle aus Haushaltungen und dem Gewerbe zur Gewinnung 
von Altpapier, Altmetall, Altglas und Biomasse ð heute längst Stand der Technik 
und für jeden normal ist, bedarf es bei der Nutzung langfristiger urbaner Minen 
weiterer vorbereitender Arbeiten. Als langfristige urbane Minen werden bspw. Ge-
bäude und Deponien bezeichnet, die als anthropogene Lagerstätten genutzt wer-
den können. Dazu sollte man aber wissen, welche (Sekundär-)Rohstoffe in wel-
chen Mengen vorhanden sind und wann bei Gebäuden die Nutzungsdauer endet. 
Hierzu müssen Rohstoffkataster entwickelt und erstellt werden. Schätzungen ge-
hen davon aus, dass heute etwa 10,5 Mrd. Tonnen mineralische Rohstoffe (z. B. 
Ziegel und Beton) sowie rund 100 Mio. Tonnen Metalle allein im deutschen Woh-
nungsbestand verbaut sind. Bis 2025 werden diese anthropogenen Lager um wei-
tere 20 % wachsen. 

Kommunale Zusammenarbeit  

Als Schlussredner des Symposiums widmete sich Ulrich Koch, stellvertretender 
Vorsitzender des Verbandes kommunale Abfallwirtschaft und Stadtreinigung, der 
kommunalen Zusammenarbeit nach der Novellierung des Kreislaufwirtschaftsï 
und Abfallgesetzes. Dabei wies er darauf hin, dass die Abfallwirtschaft in den letz-
ten Jahren einen dynamischen Konzentrationsprozess durchlaufen hat und eine 
Oligopolisierung durch wenige Konzerne erfolgt sei. Die kleinen und mittelständi-
schen Entsorgungsunternehmen, vorwiegend familiengeführte Unternehmen, sind 
dadurch zunehmend in Bedrängnis geraten. Heute vereinigen die 3 privaten 
Marktführer REMONDIS, ALBA und VEOLIA einen Jahresumsatz von ca. 8,2 Mrd. 
Euro auf sich, während es die 6 folgenden Unternehmen zusammen gerade auf 
1,53 Mrd. Euro bringen. Am Beispiel des Zweckverbandes Entsorgungsregion 
West (ZEW) erläuterte Ulrich Koch die Vorteile kommunaler Zusammenarbeit. 
Neben den wirtschaftlichen Zielen zur Gewährleistung von Gebührenstabilität ste-
hen dabei auch hohe Umweltï und zuverlässige Sozialstandards, kurze Wege in 
der Region anstatt bundesweitem Mülltourismus, transparente demokratische Ent-
scheidungsstrukturen mit kommunaler Einflussnahme sowie Handlungsflexibilität 
im Interesse der Bürger im Mittelpunkt.  

Otto Huter 
Hauptreferent beim  
Deutschen Städtetag 

Frank Küster 
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Kommunale Zusammenarbeit in der Region ñ  

Qui bono?  

Eine beispielhaft intensive und effiziente Lobbyarbeit in der europäischen, Bundï 
und Landespolitik leistet der von den privaten Großentsorgern dominierte  Bun-
desverbandes der deutschen Entsorgungs-, Wasserï und Rohstoffwirtschaft 
(BDE). Ziel dieser Bem¿hungen ist es, die Kommunen aus der Abfallwirtschaft 
nachhaltig zu verdrängen. 

Der seit einigen Jahren laufende Konsolidierungsprozess in der Abfallwirtschaft 
hat dazu geführt, dass viele familiengeführte Entsorgungsunternehmen aus dem 
Bereich der KMU in Bedrängnis gerieten, aufgaben oder von den Großen der 
Branche übernommen wurden (siehe auch Beitrag zum Vortrag von Ulrich Koch 
auf Seite 2 dieses Newsletters). Eine der Folgewirkungen dieser Oligopolisierung 
ist ein nachlassender Wettbewerb, was wiederum eine sinkende Innovationsbe-
reitschaft und steigende Preise für Kommunen, ihre Bürger und Entsorgungsleis-
tungen nachfragende Unternehmen zur Folge hat.  

Nun kann man den BDE-Unternehmen keinen Vorwurf machen, wenn sie bei glei-
cher Leistung mehr Geld verdienen wollen. Das ist nun einmal Aufgabe und Ziel 
von Unternehmen. Man kann aber überlegen, ob man das widerspruchslos hin-
nimmt und die eigene Geldbörse freiwillig weiter öffnet, oder ob man geeignete 
Gegenstrategien entwickelt. 

Eine dieser Gegenstrategien kann eine Verstärkung der kommunalen Zusammen-
arbeit sein, die sich neben der informellen Kooperation innerhalb des Vereins 
auch auf administrative und operative Prozesse erstrecken kann. Ziel einer sol-
chen Zusammenarbeit sind neben stabilen Gebühren auch die Erhaltung regiona-
ler Arbeitsplätze und Wertschöpfungsketten, transparente Entscheidungsstruktu-
ren unter Beteiligung der demokratisch gewählten Bürgervertretungen sowie die 
Erhaltung flexibler Entscheidungsmöglichkeiten, die sich an den Interessen der 
Bürger und gewerblichen Entsorgungskundschaft ausrichten.  

Die kommunale Entsorgungswirtschaft ist heute nicht mehr teuer und unflexibel, 
wie es vom BDE ständig in neuen Varianten erzählt wird. Vielmehr sind es die 
beteiligten Köpfe, die darüber entscheiden, wie erfolgreich, leistungsfähig und 
serviceorientiert sich ein kommunales Entsorgungsunternehmen am Markt plat-
ziert.  

Innerhalb des Vereins befasst sich eine Arbeitsgruppe mit diesem Thema. Dabei 
wird untersucht, welche Formen und Möglichkeiten einer stärkeren Zusammenar-
beit zwischen den Kommunen es gibt, welche Vorteile diese bieten, ob es auch 
Nachteile gibt und welche Auswirkungen sich daraus ergeben.  

Ob sich zwei oder mehr Kommunen mittels öffentlich-rechtlicher Vereinbarung 
zusammentun, um eine kommunale Entsorgungsanlage auszulasten oder gar ein 
gemeinsames Kommunalunternehmen in Form einer Anstalt öffentlichen Rechts 
(AºR) zu gr¿nden, hªngt jeweils vom Einzelfall ab. Ebenso denkbar sind Zweck-
verbände, die nicht einmal selbst als Entsorger operativ tätig sein müssen, son-
dern die Entsorgungsleistungen im Verbandsgebiet öffentlich und mittelstands-
freundlich in geeigneten Losgrößen ausschreiben.  

Vieles ist also möglich und muss untersucht werden. Dass dieser Weg richtig ist, 
steht außer Frage. Die Abfallwirtschaft darf nicht zu Lasten des Mittelstandes und 
der kommunalen Betriebe von wenigen Großunternehmen der Entsorgungswirt-
schaft beherrscht werden. Denn das wäre letztlich zum Schaden der Bürger sowie 
der gewerblichen Abfallerzeuger. Und wie schlechter Service funktioniert, konnte 
man in den letzten Jahren bei der Entsorgung von Verpackungsabfällen im Gel-
ben Sack gut sehen.  
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Möchte die interkommunale 
Kooperation grundsätzlich 
auf Verwaltungsï und Pla-
nungsaufgaben sowie hoheit-
liche Tätigkeiten beschrän-
ken: Peter Kurth, Geschäfts-
führender Präsident des BDE 
(Foto: BDE) 
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Der Verein zur Förderung der Abfallwirtschaft Region Rhein-

Wupper e. V. wurde von den Städten Düsseldorf, Krefeld, 

Mönchengladbach, Neuss, Remscheid und Solingen sowie 

den Kreisen Kleve, Mettmann, Neuss und Viersen im 

April1980 gegründet, um an der Umsetzung einer lückenlo-

sen, krisenfesten und langfristigen Sonderabfallentsorgung 

im Regierungsbezirk Düsseldorf mitzuwirken. Nachdem sich 

die Arbeit auf die gesamte regionale Abfallwirtschaft erweitert 

hatte, wurde der Verein im Jahr 1988 in seinen geltenden 

Namen umbenannt.  

Heute hat der Verein 19 Mitglieder -  11 Städte,   5 Kreise und 

3 Industrieï und Handelskammern mit insgesamt ¿ber 5 Mio. 

Einwohnern und  ca. 200.000 Unternehmen.  

Der Verein ist anerkannter Gesprächspartner der Landesbe-

hörden und trägt mit seiner Arbeit und als Interessenmittler 

wesentlich dazu bei, die Abfallwirtschaft im Regierungsbezirk 

Düsseldorf effizient und nachhaltig zu gestalten.  

Letzte Meldung  

Unser Spezial-Korrespondent Saki Weißgesicht geht nach 3 Newslettern 
in den verdienten Urlaub und wird ab heute von Freddy Asinus vertreten. 
Beide kennen sich seit vielen Jahren und haben erst kürzlich eine Re-
cherche über ihr Lieblingsthema Schrotte abgeschlossen. Dieses Mal 
ging es jedoch weder um Bohrinseln im Golf von Mexiko noch um indi-
sche Kleinwagen, sondern beide verbrachten mehrere Monate in Grie-
chenland, um dort über Schrott-Anleihen zu recherchieren. Was sie ge-
rade auf Griechenland brachte, wollten sie ohne rechtliche Beratung 
nicht verraten, jedoch hatten sie Mühe, dort kompetente Ansprechpart-
ner zu finden. Diese waren entweder mit 45 Jahren frühpensioniert oder 
nahmen gerade ihren 90-tägigen Jahresurlaub.  

Leider können wir die Reportage hier nicht veröffentlichen, weil sie auf 
dem Rückflug von der Akropolis an den Rheinturm vom Staub des Eyjaf-
jallajökull vollkommen geschwärzt wurde, aber wir versprechen für die 
nächste Ausgabe eine weitere sinnfreie letzte Meldung.  

Hauptstraße 42 

40597 D¿sseldorf 

Telefon: 0211 1675 1461 

Telefax: 0211 1675 1460 

E-Mail: info@awrw.de 

Verein zur Förderung  

der Abfallwirtschaft  

Region Rhein -Wupper e. V.  

Saki Weißgesicht 
geht  in den Urlaub und wird 

ab sofort vertreten durch 
Freddy Asinus 

(Fotos: Schmidt) 

Zukunft ist die Zeit, in der Du bereust, 

dass Du das, was Du heute tun kannst, 

nicht getan hast. 

(Volksweisheit aus Nordamerika) 
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